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Die knappschaftliche Versicherung.
Die Reichssozialversicherung wird vom 1. Januar 1924 ab

um ein nettes großes Gebiet erweitert: um die knappschaftliche
Versicherung. Die knappschaftlichen Krankenkassen und Pen¬

sionskassen gehörten bisher nicht der Sozialversicherung des

Reiches an. Sie waren auch keine selbständige Organisation,
sondern Einrichtungen der Knappschaftsvereine. Die Knapp¬
schaftsvereine reichen bis in das Mittelalter zurück. Sie sind

Körperschaften der Bergleute (Knappen) bestimmter Bezirke, die

unter Mitwirkung der Bergwerksbesitzer soziale Aufgaben zu

erfüllen hatten. Ihnen lag vor allem ob, die Bergarbeiter, deren

berufliche Tätigkeit überall von Gefahren umlauert war, vor

Wirtschaftlichem Schaden zu schützen, vor Beeinträchtigung
ihrer Erwerbsfähigkeit durch 'Krankheit, Unfall, Alter und Inva¬

lidität zu sichern.

Es gibt in Deutschland etwa 100 Knappschaftsvereinc, teils

mit großem, teils mit sehr geringem Mitgliederbestand. Die

Rechtsverhältnisse waren völlig abweichend voneinander durch

die Landesgesetzgebung (Berggesetze) geregelt. Diese Zer¬

splitterung des Knappschaftswesens minderte außerordentlich die

Leistungsfähigkeit der Versicherung. Sie erschwerte dem Berg¬
arbeiter auch die Freizügigkeit, d. h. die Möglichkeit, einen Be-

schäftigungsWechsel in verschiedenen Bergbaubezirken vorzu¬

nehmen. Daher bestanden seit langer Zeit Bestrebungen auf

organisatorische Zusammenfassung sämtlicher Knappschafts¬
vereine.

Das Reichsknappschaftsgesetz macht dieser Zersplitterung
mit dem 31. Dezember 1923 ein Ende. Die Rechtsverhältnisse

werden künftig für das ganze Reich vereinheitlicht Die be¬

stehenden Knappschaftsvereine werden zu einem großen Reichs-

knappschaftsverein zusammengeschlossen. Dieser wird wieder¬

um in Bezirksknappschaftsvereine gegliedert. Ein vom Reichs¬

präsidenten ernannter Reichskommissar ist beauftragt, die zur

Durchführung des Reichsknappschaftsgesetzes erforderlichen

Maßnahmen zu treffen.

Die Arbeiten zur Umbildung des Knappschaftswesens sind

lach bereits in Fluß. Die Wahlen zur Gründungsvcrsammlung
stehen bevor. Die Gründungsversammlung wird erstmalig
Satzungen beschließen und einen vorläufigen Vorstand wählen.

Die Aufgabe, die Versicherung der Arbeitnehmer im Berg¬
bau durchzuführen, fällt den Angestellten der Knappschaftsver¬
einc zu. Sie stellt an ihr Wissen und Können hohe Anforde¬

rungen. Die Aufgabe ist gegenwärtig besonders schwierig, weil

es gilt, das gesamte Knappschaf.swesen umzubilden und ihm

eine neue Gestalt zu geben.
Eine so schwierige und verantwortliche Stellung erfordert,

daß den Angestellten auch weitgehende Sicherungen eingeräumt
werden. Ihnen müssen, wenn sie sich mit ihrer ganzen Per¬

sönlichkeit dem Versicherungsdienst hingehen sollen, aus¬

reichende Lebensbedingungen zugebilligt werden.

Das Reichsknappschaftsgesetz enthält über das Angestellten¬
recht nur wenige Bestimmungen. Es zieht mit einigen scharfen

Strichen einen Rahmen, in dem die weitere Ausgestaltung unter

gleichberechtigter Zusammenarbeit zwischen Reichsknappschafis-
tereitt und Angestellten erfolgen soll.

Die Knappschaftsangestellten sind Angestellte auf Privai¬

dienstvertrag. Sie sind also nicht Beamte. Die Kreise,

die gehofft hatten, daß ihnen mit dein Reichsknappschaftsgesetz
auch die Beamtenbestallung auf den Tisch fiatlern werde,

müssen nun ihre Hoffnungen ein für allemal begraben.
Dic Arbeits« und Vergütungsbedingungen der Knappschafts-

angestellten regeln sich in erster Linie durch Tarifvertrag. Ver

']arit\ertrag wird zwischen dem Reichsknappschaftsverein und

der Angestelltengewerkschaft abgeschlossen werden. In zweiter

Linie ist die Dienstordnung maßgebend. Sie wird vom Reichs-

knappschaftsvereiu unter gleichberechtigter Mitwirkung der

Bctrifbsvertretung aufgestellt Ihr Inhalt wird sich nach dem

Tarifvertrag zu richten haben. Das Betriebsrltegesetz findet

uneingeschränkt Anwendung. Die Dienstordnung ist unabding¬
bar, d. h. alle Bestimmungen des Einzelarbeiisvertrages, die iiir

zuwiderlaufen, sind nichtig.
Diese gesetzliche Regelung ist einfach und klar. Sie ist in

mancher Beziehung geradezu vorbildlich für die anderen Zweige
der Sozialversicherung, in denen das Nebeneinander von altem

und neuem Angestelltenrecht zu den unerfreulichsten Wider¬

sprüchen und langwierigsten Streitigkeiten geführt hat.

Der Regierungsentwurf sah allerdings eine wesentlich andere

Regelung vor. Er plante die Unterstellung der Knappschafts¬
angestellten unter das Beamtenrecht. Diesen Versuch leimten

die Knappscliaftsangesteilten ohne jede Spur von Sentimentalität

entschieden ab. Sie hatten keine Lust um eines schönen Titels

willen auf das Recht zu verzichten, sich ihre Arbeitsbedingungen
selbst zu gestalten, sie sich vielmehr einseitig vom Arbeitgeber
diktieren zu lassen.

Die Knappschaftsangestellten sind in ihrer überwiegenden
Mehrheit freigewerkschaftlich organisiert. Ihre Interessen liegen
auch für die Zukunft beim Zentralverband der Angestellten in

den besten Händen.

Der nächste gewerkschaftliche Schritt ist, mit dem Reichs¬

knappschaftsverein einen Tarifvertrag zu vereinbaren. Unser

Zentralverband der Angestellten bat bereits die notwendigen
Maßnahmen eingeleitet. Er hat unter Mitwirkung von Knapp¬
schaftsangestellten aus dem ganzen Reiche einen Entwurf auf¬

gestellt und ihn dem Reichskommissar zugesandt. Die Verhand¬

lungen werden beginnen, sobald sich der Vorstand de^ Reichs¬

knappschaftsvereins gebildet hat.

Mit der Aufstellung des Tarifentwurfs ist indes nur wenig

getan. Es kommt darauf an, daß dieser Entwurf auch Wirklich¬

keit werde. Verwirklicht kann er aber nur werden, wenn sich

alle Knappschaftsangestellten auf den Boden unseres Zentral¬

verbandes der Angestellten zusammenfinden und in geschlosse¬
ner Front für ausreichende und angemessene Lebensbedingungen
kämpfen. Jede Lauheit und Zersplitterung ist \om Uebel. Ein¬

mütigkeit und Geschlossenheit wird den Erfolg auf dem Wege
zum Aufstieg der ganzen Berufsgruppe verbürgen.

Die Mitwirkung der Betriebsvertretung.
Seit nahezu vier Jahren haben wir in Deutschland ein Be¬

triebsrltegesetz. Sein Wesen und Inhalt sollte — so müßte

man meinen — inzwischen Qsmeingut alier beteiligten Volks-

kreise geworden sein. Aber das ist ein schwerer Irrtum. Den

meisten Arbeitgebern ist diese Tatsache noch gar nicht recht

zum Bewußtsein gekommen — und nicht nur privaten, was ja

weiter kein Wunder wäre. Auch Behörden beweisen täglich
eine unbegreifliche Unkenntnis des Betriebsritegesetzes. Das

tollste aber ist. daß auch Träger der Sozialversicherung — also

Körperschaften, die eigens mit der Lösung sozialer Aufsahen

betraut sind — bisher nicht Zeit gefunden haben, sich mil dem

Geist dieses Gesetzes vertraut zu machen. Man versucht den

Arbeitnehmern die ihnen durch dieses Gesetz gewährleisteten
Rechte durch die spitzfindigsten Auslegungen wieder Stück um

stück abzujagen.
Das Grundrecht der Bethebsvertretung ist ihre gleich¬

berechtigte M tw irkung heim Abschluß \on BetriebsVerein¬

barungen. Bctriebsvereinbarungen — das Betriebsrätegesetz

nennt sie etwas ungenau Dienstvorschriften — sind Kollektiv¬

verträge zwischen Betriebsleitung und Betriebsvertretung, die

innerhalb eines Betriebes die Arbeitsbedingungen normativ

regeln. Alle in einem Betriebe abzuschließenden Dtenstver-

träsc werden grundsätzlich unter den Bedingungen vereinbart

die die BetriebsVereinbarung vorsieht. Die Betricbsverejn-
hariing schaff! innerhalb eines Betriebes in gleicher Weise

Recht wie de: Tarifvertrag innerhalb einer Bcruisgruppe. Die
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h. lern Neuah^chluü dtr Tarifcemeh_H

:
•

: und auch girier Verhandlungskommission

b egun freihelt den Verhandion« i «. geben,

daß dic Möglichkeit l .
cm *^uv es \ ernehaii

d.e : *tc : En:« unzen

i -je Kr« c ka senangcsl Uli .
wjl ipt für e An-

- - lalvers lierunzsti *. brisgen. Um diu Ver-

l..
•

unserem VA c
'' cbead za zestaUcn, i<«: es

i | e Orcanisat «
erhalten, zu starken

i .; clie noc i absei« i en dem Zei tri rbar.d

di zuzul n. DieK pk« cbaft wird in ni stet

/. der denn je ihre Org ra ben. Wenn iedes

\ ne Pt iit, werden wir e »mmenden

Crt : Ruhe entgegensehen irönarn«
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Deutscher Berufs-

K- ... n hat das Tarifübereini mnmeu am l. Oktober

1923 zekfi I zt. Wir haben den Arbeitreberverbaod er^ tut zu-
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antsestclUr Die Berafctgenotseascluitsa i
•

en haben ia «den
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/ « Weise hat man sie um gn lie I« Ic ihres an s»cu schon

aazurei hendeu Reateinkoa as gebracht Von Seiten unseres

Verbandes sind wiederholt Schritte unternommen, den Berufs-

Ktr« ma i ten den Empiang von Darlehen aus der Reichs-

I .*•• tu trU - lern. Aach lind zahlrc die Bc zhwerdea beim

\- lerung amt anhängig eraacht. In dm weitaus

meisten Fällen ist die binanzkalamitit der Bcrafsgcaosscn-

KchafH ei r: .j f eine kurzsichtige Beitragspolitik zirftckzuf&hren-

Einzelnc Berufszenosseasc_haftsverbandc erklärt;, sogar, daü man

ihr Industrie dic Zahlung höherer Beiträge nicht zumuten könne!

Die SckUonsIciiung der Berliner BcnrfsgcnosscaschaftsangesteU-

Ich in unserem Zentraiverband der Angestdlten hatte am 5. Ok¬

tober eine Aussprache mit Referenten des Reichs»nsieherunni-«

;snts Tititcr I.citrus des Herrn Direktors Basseaj.ee« In der Ver¬

handlung a srdeu dem Reiehsversicherungsamt die einzelnen

Beschwerden vorgetragen und ausfuhrlich begründet. Audi Vor-

sddise zur Beseitigung vieler Mißstände wurden von unserer

Seit, gemacht. Die Frage der Gewährung eines Oeldeat-

«vertung*schadens soidtc in der Debatte eine nicht unbedeutende

Rolle. Das Rciehsversictieiaagsaml wies auf die demnächst er-

ichcinende Verordnung des Reichsarbeitsministers hin. die den

Bemfagcnoisewachaftea die Möglichkeit gebe, in kurzen Tristen

Beitrage einzufordern und beizutreiben. Es hat in e;ner Reihe

\. r Einzelfällen eingegriffen, zum Teil mit Erfolg. Weitere

Maßnahmen sind noch im Gant.

Mitwirkung der Betriebstertretung bei der Verhängung von

Strafen. Die Vorstände der Berufsgenossenschaften belieben

immer noch aut Grund alter Diens.orunuugsvorsdiriiteu Ange¬

stellte za bestraiea, ohne dali der Betriebsvertretung ein M_t-

Wirkungsrecht eingeriamt wird. Solche Bestrafungen, in denen

dtr Augesteiltenrat nicht mitgewirkt hat, sind nichtig.

fc H Abs. 2 des Betnebsraiegesetzes bestimmt:

.

l».e im «> 1Mb Zitier 4 der Gewerbeordnung vorgesehene Festsetzung von

Rfriftri erfolgt durch dtn Arbeitgeber gemeinsam mit dem Aibciterrat oder

AggesieUtaafat. Iu Str.-iuuUcn entscheidet der bchlicktW8U_UttchaS»M

Die Benitsgenosscnschaftcn ebenso wie das Reiehsversiche¬

rungsamt legen diese Gesetzesbestimmung so aus, daß sie nur

suf Arbeitsordnungen im Sinne der Gewerbeordnung Anwendung

findet. Herr Rroiessor Dr. Kaskel hat sich zu dieser Erage wie

folgt gutachtlich gefeiert:
..Z« dieser Beschränkung scheint der Wortlaut des § 80 Abs. 2 BRQ. za

f Jim., wonach ,.d:c in § \Mb Ziiier 4 Qew.-O. vorgesehene Festsitzung USS

Strafen** gemeinsam durch Arbeitgeber und Betriebsrat erfolgt.

ÜJ leihall Zttt hiernach das MilbMUwuuaCSftChl des Betriebsrates

¦•ti: lli beüebiie StriBtttitIfaajts 2l! Grund des bloSta .UrbciCsvcrtrafts,
• Jr'n nm für Straffe tsetztingen auf Qrund einer besonderen Bttrie^snorm,

Uk mc die Arbeittordaaaa iartttttt lTnrichti? aber i*;t, daß es ikfe dabei

¦trade um eine Arbcitsorttauai im Sinne dcT ü§ \Mj ff. Qew.-O. handeln muß:

I l-ies folgt einmal tat dem Wortlaut des Ge*etxcs selbst, das ans-

dt tcklich eine Mttw.rk-tnf von ..Axbcitertat oder AngestelitenratM

VCfttohi I>ie Arb<i' rrdnung dtr ?5 134a ff. OtW.-O. ist nun unstreitif auf

ftmirHicht Arbiter bttCbrtuM und gilt uberhaurt nicht für AnjüeMtlltc. Da

»Kir Jie MSdrückliche Erwlluimg eines Mitu :rki;riw'vrechtes anch seitens des

AMCitclltenrates Arbeitsordnurmen VtrantalMi tHi auch für Angestellte

r< 'cn. so folgt laraaSt «Juß das MMhSSUUMtin!Csrei_.vit des S S1> Abs. 2 BRG.

••.cht niif den PuÜ der Arbtifsordjirr.g un s. c dtr ?§ 13-1a ff. Gex..-0. be-

advtakl se:n kar.u.

. tine sotehe Besch^inKinc wäre auch mit fti'cv icM d.rauf ni.ht an-

y I im. daß Arbeitsordnung:* aickt nor ini pall der §5 \M a ff, vorjeschen

%»i.d \o für Kewerbliehe Arbeiter in CtucrMicbea Qrolbetrleben), sondern

arch m den Fallen des § |J9k üea.-O. ttür offene Verkauf m). der

J? SH Allsnn. ?trgge%. liur Eerjra-beitei) und des 5 13 Landarb.-O. Hut

la?.**irucka!i!icke Arbeitnebmcr». In al!rn __UtMfl Fi. cn cntspricllt die da.

selbst vorresehtne A.U.tt •_ ans d_ den Arlx. ngen in § 134a ff.

tcutr: ..wbe betriebe. Fs i i asigescttatsea, C^ü das Mit«.

it tHMimcsrtcfct b(i Mrtrffesttetnaieä wr ?ni die Arfceitscntaemfea I -

ue«.

werf lie Delikte bc-thränkt iei« aoltte, «ahraN es in dtn ricen \ollig

«)' e.i ni. ht bestehe* u nnd zwar -:ni io mehr als eirc

aclcbe d.ifereticieUe Bekan^unK der vertwMuleuca Arlt;___u_dnun_ren in dtr

Varad h c!.:c des BRO. njem.-»:? zum Aufdruck eeltuaunen ist,

S v mt <wr die Ai atMf |ei § 80 Abs. 2 BRO. ist vielmehr Sinn

und Zv. ct: dts ( bei l uns und Abbrennst des Miibestim^iunc

r* Während bi^lrer im Betriebe -h der Wille to ArteHfebefl tnU

ni wns. h3t C:.s BRO. ie dea Bi .n t ntn ? rcHee v inen.

biMfdee Faktoc (esch^ffea. Dies« CnUkrami Iei pjkemgi er. PrhudpeM

ist iatfettta : n er: ECflideri taAzefehen voi der besonderen

Refefrac der U
*

um unJ \ _f*\&»«s} nur für die biMtn r?1lc. tinr.:a|

der Schaffung de: Bttnetsvcrc: _:in (Arber.vcrdnur.j: od^r «onstitc Dien

vi nften f§ 75 ur.d ?'i urd andererseits de« michtijtsten hj'l der Anwen«.

t!.: | .:c-es Oeeettet« Ae Veil nag ym Stink K. Abs. 2). Schon d:e

t<erc S;ei.ang leider \ors.h-. n im gleiche« PSfafraphc« tfgiki -hZ beide

V«>:v rllck ?
• hören md nach Kitichen Grundsätzen

ii bthü'.deln <i..d, d. h. int Cie ¦«ameMfe ZwtHseitifkeit der Vereinbare

^n Siwllc des bisUcrice« tiaiteitizeal Crime« in m^erhehrr Zn?:^mmens:ehöri?ke:t

f»*r teiüc Wie ISckaffnc eai Aawt-aiMt tef Straiaerm) zleich ru behandeln

ist. hiernach besteht t.r. MttwirkaagtreclM bei der Straficstsetzane £eniaÖ

5 ^ Abs. 2 im gleiche« Ihu! -«ic tu ISitheUiwMi«gtrccfcl bei dem Brtal

ner I tr.M\Gr< _hr_f.tr. gcrsiO 5§ 7r, 80 Abs. |. Oder «UI anderen Werte*::

Soweit für d?s Z a s ; 2 n d t k f. in m c n einer Dicnstvor •

schrift die Mitwirken». einer Betriebs Vertretung

erforderlich ist, bedarf es zur Festsetzung eiicr

Strafe auf Grund einer solchen zweiseitig erlasse«

ntn Dienstvorschrift ebenfalls der Z v c i s e i t i g k c 11
v

also der MitVlrkaag «-<^^ Betriebsrats!

Die Fc^tsctzunj: \cn Strafen, die auf Grund ei.ier Bestimmung vcrh&egt

verden, die ein citic tr'. ¦*•
.

\.er.1n kann bzu*. für die eine Betriebsverein»

harrnjf nicht vorgeschrieben ist, bederf n;.vh Mic vor einer Mitmirkang der

fJtii •tl^ve::rttuUi BtehL Soll eine Str__ilieststuu:ig dagegen auf Grund einer

Dien«tvorsebrift erfolgen, f. r deren Zustandekommen nunmehr die Mituirkung

des Bttrictxrats \orgeechriefeen ist, so s<;ll aiiwh eine solche Snaffestsetzung

nur gad Grund e:ner >^;:\\irkurg des Betriebsrates erfolgen."

Danach sind alle Bestrafungen auf (irund der Dienstord¬

nungen, die nach Inkrafttreten des Iktriehsräte^esetzes ohne

Mitwirkaag der lictnehsvcrtretun^ ertolRt sind, rechtsunwirk-

zam Dfe Norddeutsche Holz-Beratsgeao»aaaichatt, die einen

Kollegen einseitig gemaBregelt hat, areigerl sich, den Straf-

beschluß zurückzunetaaea. Unser ZentraJverbaml der Ange¬

ste Iten hat daher gegen sie Kiage beim ordentlichen Gericht

eingereicht.

Die Zuständigkeit der berufszenossenschaftlichcn Sektionen

in Ancesteliteniragen. Das Reichsversichcrunzsamt hat in einer

Entscheidung vom 18. Dezember 1922 LDie Berufsgenossen-

SChaitM Nr. 4/1923) die rechtliche Stellung der Sektionsvorstände

zu den (ieno*;senschaftsvorsiandcn klargelejjt. Diese Entschei¬

dung ist für die Angestellten von besonderer Bedeutung. Das

Rekhsversicheruagsaait Ittirt aus:

,.Nach § 4 der Dienstordnung fiben die den Gcr>ossenschaftsvorstände»

fcbertragtnen Befugnisse den Angestellten dtr Sektionen gegenüber die Scktiona-

\or*t£nde aus. TrouJtm ksnn der Beschwerdeführer sich hinsichtlich d:t

streitigen Anspruchs nicht a:if den Beschluß des Sektionsvorstände« berufen,

soueit dieser mit der Auffassung des Gtnossenschaftsvorstandes über die Aus¬

legung des Uebereinkommens und die dem Beschwerdeführer auf Grund seines

Ansteliumcsvertrages zustehenden Rechte un Widerspruch steht. Denn die

Sektionsvorstände sind nur unselbständige Organs

der Genossenschaft; soweit ihnen durch die Dienst¬

ordnung gewisse Befugnisse gegenüber den Ange¬

stellten übertragen sind, üben sie diese nur als

Vertreter der Genossenschaft aus nnd haben all*

gemeine Anweisungen des üenossenschaftsvorstan«

des darüber, wie sie diese Befugnisse ausübe«

«ollen, zu befolgen. Das Anstelijngsverhaltnis ist ein Vcrtragsver-

hütnis zwischen den Angestellten und der Genossenschaft» nicht der Sektion«

der e'tne selbständige Rechtspersönlichkeit nicht zukommt."

Nach #dieser Entscheidung sind also die mit der Sektion

getroffenen Vereinbarungen insoweit rechtsuuw irksam, als sie

die Anweisungen des Genossenschaftsvorstandes überschreiten.

Dicnsliiibiläiim. Am 3. Oktober feierte unser Kollege, der

Sekretär Wichard Rctzlaff, sein *2Si£hriges Dienstjubiläum

bei der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektro-*

techn k. Sehr jung in die Dienste der Berufsgenossenschaft ein¬

getreten, ist er seit Jahren ein treues Mitglied unseres Ver¬

bandes. Wir sprechen ihn unsere besten Glückwünsche zu

seinem Ehrentage aus.

Wir suchen zum sofortigen Ciatritt einen tüchtigen, fleißigen und gut

durchgebildete«

Kassengehilfen
im Airer von IS bis 22 Jahren. Nur solche Bewerber, die im Krankenkassen¬

fach taug «rare«« wollen ihre Offerte umgehend einreichen. Besoldung nacb

Tarif, Ortsklasse A.

Allgemeine Ortskrankenkasse Wtlnbelm (Baden).
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